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KURZE BEGRÜNDUNG 

Mit dem Partnerschaftsinstrument (PI) soll die internationale Dimension der Strategie Europa 

2020 umgesetzt werden, indem die Strategien der EU für bilaterale, regionale und 

regionenübergreifende Partnerschaften unterstützt werden, der Marktzugang verbessert wird 

und die Handels-, Investitions- und Geschäftsmöglichkeiten für europäische Unternehmen 

verbessert werden; gleichzeitig soll die weltweite Sichtbarkeit der EU gesteigert werden. Es 

tritt an die Stelle des Finanzierungsinstruments für die Zusammenarbeit mit industrialisierten 

Ländern und Gebieten sowie mit anderen Ländern und Gebieten mit hohem Einkommen 

(ICI); dessen Geltungsbereich und geografische Abdeckung soll auf sämtliche Drittländer 

ausgeweitet werden. Mit seinen vorgegebenen Zielen und seinem Anwendungsbereich wird 

das PI als ein Element der Unterstützung für die externe Projektion der internen Politiken der 

EU angesehen. Als solches sollte das künftige Instrument die im Rahmen anderer EU-

Programme einschließlich des Rahmenprogramms für Forschung und Innovation (Horizon 

2020) und des Programms Wettbewerbsfähigkeit und KMU, die künftig in den 

Zuständigkeitsbereich des ITRE-Ausschusses fallen, durchgeführten Maßnahmen 

vervollständigen. 

Zwar besteht die Wahrscheinlichkeit, dass die geografische Abdeckung und seine 

allgemeinen politischen Zielvorgaben das Partnerschaftsinstrument sehr flexibel gestalten 

werden, dennoch sollte man besondere Aufmerksamkeit darauf verwenden, der Entstehung 

von Verwirrung unter den potenziellen Antragstellern vorzubeugen. Die Verfasserin der 

Stellungnahme erkennt die Absicht der Kommission an, auf delegierte Rechtsakte 

zurückzugreifen, um eine Anpassung der im Anhang zum PI festgelegten Bereiche der 

Zusammenarbeit vorzunehmen. Sie teilt zwar die Auffassung, dass dies ein Weg ist, zügig auf 

künftige wirtschaftliche Herausforderungen zu reagieren, sie ist jedoch der Ansicht, dass der 

vorgeschlagene Wortlaut des Anhangs sehr umfassend und allgemein abgehalten ist, wodurch 

es unmöglich wird, ihn in den Text der Verordnung aufzunehmen, ohne seine Flexibilität zu 

beeinträchtigen. 

Angesichts der vorstehenden Überlegungen wird mit den zum Vorschlag für eine Verordnung 

über das Partnerschaftsinstrument vorgeschlagenen Änderungsanträgen darauf abgezielt, 

weitere Klärungen herbeizuführen, was die Fähigkeit des Instruments betrifft, Maßnahmen im 

Rahmen von anderen EU-Programmen zu vervollständigen. Die Verfasserin ist der 

Auffassung, dass man einer Verdopplung der Bemühungen vorbeugen sollte, um die Wirkung 

der finanziellen Unterstützung im Rahmen des PI zu optimieren. Ebenso legt sie 

Änderungsanträge zu dem Anhang zum PI vor, in dem die Bereiche der Zusammenarbeit 

skizziert werden, da sie die Auffassung vertritt, dass bestimmte Tätigkeitsbereiche, die in die 

Zuständigkeit des ITRE-Ausschusses fallen (Forschung und Innovation, 

Energieversorgungssicherheit, Industrie und Unternehmen sowie Informations- und 

Kommunikationstechnologien), einer weiteren Schwerpunktsetzung bedürfen. 

ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie ersucht den federführenden Ausschuss 

für auswärtige Angelegenheiten, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu 
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übernehmen: 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) Außerdem hat die Union seit 2007 ihre 

Zusammenarbeit und Partnerschaft mit 

Entwicklungsländern und 

Transformationsländern in Asien, 

Zentralasien und Lateinamerika sowie mit 

Irak, Iran, Jemen und Südafrika auf der 

Grundlage der Verordnung (EG) 

Nr. 1905/2006 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 

18. Dezember 2006 zur Schaffung eines 

Finanzierungsinstruments für die 

Entwicklungszusammenarbeit (DCI) 

ausgebaut und vertieft. 

(3) Außerdem hat die Union seit 2007 ihre 

Zusammenarbeit und Partnerschaft mit 

Entwicklungsländern und 

Transformationsländern in Lateinamerika, 

Asien, Zentralasien, im Nahen Osten 

sowie mit Südafrika auf der Grundlage der 

Verordnung (EG) Nr. 1905/2006 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 18. Dezember 2006 zur Schaffung 

eines Finanzierungsinstruments für die 

Entwicklungszusammenarbeit (DCI) 

ausgebaut und vertieft. 

Begründung 

In der Verordnung (EG) Nr. 1905/2006 zur Schaffung eines Finanzierungsinstruments für die 

Entwicklungszusammenarbeit wird außer Südafrika kein anderes Land genannt. 

Entsprechend dem Inhalt der gegenwärtigen Verordnung ist es wichtig, spezifische 

Festlegungen zu vermeiden und einer breiten Palette von Ländern den Zugang zum 

Finanzierungsinstrument zu gestatten, während gleichzeitig auch die Kohärenz der 

Rechtsvorschriften gewährleistet wird. 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 6 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(6) Zudem hat die Union ihre bilateralen 

Beziehungen zu anderen immer wichtiger 

werdenden Entwicklungsländern der 

mittleren Einkommensgruppe in Asien und 

Lateinamerika ausgebaut, indem sie die 

Kooperationspartnerschaft und den 

Politikdialog auf Bereiche und Themen 

außerhalb der 

(6) Zudem hat die Union ihre bilateralen 

Beziehungen zu anderen immer wichtiger 

werdenden Entwicklungsländern der 

mittleren Einkommensgruppe in Asien und 

Lateinamerika ausgebaut, indem sie die 

Kooperationspartnerschaft und den 

Politikdialog auf Bereiche und Themen 

außerhalb der 
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Entwicklungszusammenarbeit ausgeweitet 

hat. Auch die Beziehungen zu Russland 

haben sich weiterentwickelt, unter anderem 

durch die Partnerschaft für Modernisierung 

zwischen der EU und Russland, wobei die 

Bedeutung Russlands als strategischer 

Partner der EU sowohl in den bilateralen 

Beziehungen als auch auf weltweiter Ebene 

betont wird. 

Entwicklungszusammenarbeit ausgeweitet 

hat. Auch die Beziehungen zu Russland 

haben sich weiterentwickelt, unter anderem 

durch Initiativen wie die Partnerschaft für 

Modernisierung zwischen der EU und 

Russland und den Energiedialog zwischen 

der EU und Russland, wobei die 

Bedeutung Russlands als strategischer 

Partner der EU sowohl in den bilateralen 

Beziehungen als auch auf weltweiter Ebene 

betont wird. 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 7 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(7) Es liegt im Interesse der Union, ihre 

Beziehungen zu Partnern zu vertiefen, die 

in Weltwirtschaft und -handel, Süd-Süd-

Handel und -Zusammenarbeit, 

multilateralen Foren einschließlich der 

Gruppe der zwanzig Finanzminister und 

der Zentralbankgouverneure (G-20), bei 

der globalen Governance und bei der 

Bewältigung globaler Herausforderungen 

eine immer wichtigere Rolle spielen. Die 

Union muss umfassende Partnerschaften 

mit neuen Akteuren auf der internationalen 

Bühne aufbauen, um eine stabile und 

integrative internationale Ordnung zu 

fördern, gemeinsame globale öffentliche 

Güter zu schützen, für die grundlegenden 

Interessen der Union einzutreten und in 

diesen Ländern mehr Wissen über die 

Union zu verbreiten. 

(7) Es liegt im Interesse der Union, ihre 

Beziehungen zu Partnern zu vertiefen, die 

in Weltwirtschaft und -handel, Süd-Süd-

Handel und -Zusammenarbeit, bei der 

Bewirtschaftung der Ressourcen und auf 

den Energiemärkten, in multilateralen 

Foren einschließlich der Gruppe der 

zwanzig Finanzminister und der 

Zentralbankgouverneure (G-20), bei der 

globalen Governance und bei der 

Bewältigung globaler Herausforderungen 

eine immer wichtigere Rolle spielen. Die 

Union muss umfassende Partnerschaften 

mit neuen Akteuren auf der internationalen 

Bühne aufbauen, um eine stabile und 

integrative internationale Ordnung zu 

fördern, gemeinsame globale öffentliche 

Güter zu schützen, für die grundlegenden 

Interessen der Union einzutreten und in 

diesen Ländern mehr Wissen über die 

Union zu verbreiten. 

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 8 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(8) Die EU braucht ein weltumspannendes 

Finanzierungsinstrument, mit dem sich 

Maßnahmen finanzieren lassen, die zwar 

möglicherweise nicht als öffentliche 

Entwicklungshilfe betrachtet werden 

können, aber für die Vertiefung und 

Festigung ihrer Beziehungen zu den 

betreffenden Partnerländern insbesondere 

durch Politikdialog und den Aufbau von 

Partnerschaften von entscheidender 

Bedeutung sind. 

(8) Die EU braucht ein weltumspannendes 

Finanzierungsinstrument, mit dem sich 

Maßnahmen finanzieren lassen, die zwar 

möglicherweise nicht als öffentliche 

Entwicklungshilfe betrachtet werden 

können, aber für die Vertiefung und 

Festigung ihrer Beziehungen zu den 

betreffenden Partnerländern insbesondere 

durch Politikdialog und den Aufbau von 

Partnerschaften sowie die Entwicklung 

von Schlüsselprojekten von beiderseitigem 

Interesse von entscheidender Bedeutung 

sind. 

 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 10 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (10a) Die im Rahmen dieser Verordnung 

durchgeführten Maßnahmen können die 

externe Dimension der internen Politiken 

vervollständigen, die im Rahmen anderer 

Programme der Union umgesetzt werden 

(Rahmenprogramm für Forschung und 

Innovation Horizon 2020 und Programm 

für Wettbewerbsfähigkeit und KMU), 

wobei zu gewährleisten ist, dass jedweder 

Verdoppelung vorgebeugt wird. 

Begründung 

Es ist wichtig, Synergien zwischen der EU und Drittländern zu schaffen; deshalb ist EU-

Programmen wie Horizon 2020 und anderen Programmen zugunsten der KMU in 

besonderem Maße Rechnung zu tragen. 

 

Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 12 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(12) Gerade die Bekämpfung des 

Klimawandels wird als eine der großen 

Herausforderungen für die Union und als 

Bereich gesehen, in dem internationales 

Handeln dringend gefragt ist. Dazu soll 

diese Verordnung im Sinne der in der 

Mitteilung der Kommission „Ein 

Haushalt für ,Europa 2020‘“ 

festgeschriebenen Absicht, den 

klimabezogenen Anteil des 

Gesamthaushaltsplans der Union auf 

mindestens 20 % zu erhöhen, beitragen. 

(12) Die Bekämpfung des Klimawandels 

wird als eine der weltweiten 

Herausforderungen und als ein Bereich 

gesehen, in dem internationales Handeln 

dringend gefragt ist. Deshalb sollte die 

Union mit Blick auf das Ziel tätig werden, 

eine weltweite Vereinbarung über den 

Kampf gegen den Klimawandel 

herbeizuführen. 

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 14 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(14) Im Rahmen dieser Verordnung sollte 

die Union die Durchführung der Strategie 

Europa 2020, insbesondere die Ziele in den 

Bereichen Klimawandel, Übergang zu 

einer umweltgerechteren Wirtschaft und 

Ressourceneffizienz, Handel und 

Investitionen und Zusammenarbeit mit 

Drittstaaten in Bezug auf Unternehmen und 

Rechts- und Verwaltungsvorschriften, 

unterstützen und Public Diplomacy, 

Bildung/Zusammenarbeit im 

Hochschulbereich und 

Sensibilisierungsmaßnahmen fördern. 

(14) Im Rahmen dieser Verordnung sollte 

die Union die Durchführung der Strategie 

Europa 2020, insbesondere die Ziele in den 

Bereichen Klimawandel, Sicherheit der 

Energieversorgung, Übergang zu einer 

umweltgerechteren Wirtschaft und 

Ressourceneffizienz, Wissenschaft, 

Forschung und Innovation, Handel und 

Investitionen und Zusammenarbeit mit 

Drittstaaten in Bezug auf Unternehmen und 

Rechts- und Verwaltungsvorschriften 

sowie besserer Marktzugang für 

europäische Unternehmen unterstützen 

und Public Diplomacy, 

Bildung/Zusammenarbeit im 

Hochschulbereich und 

Sensibilisierungsmaßnahmen fördern. 

 

Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 17 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(17) Die Union sollte in der Lage sein, 

flexibel und rasch auf sich verändernden 

und/oder unvorhergesehenen Bedarf zu 

reagieren, um wie zugesagt im Rahmen 

ihrer Beziehungen zu Drittstaaten ihre 

Interessen effektiver zu fördern, indem sie 

Sondermaßnahmen annimmt, die von den 

Mehrjahresrichtprogrammen nicht 

abgedeckt werden. 

(17) Die Union sollte in der Lage sein, auf 

maßgeschneiderte Weise und rasch auf 

sich verändernden Bedarf und/oder 

unvorhergesehene Ereignisse zu 

reagieren, um wie zugesagt im Rahmen 

ihrer Beziehungen zu Drittstaaten ihre 

Interessen effektiver zu fördern, indem sie 

Sondermaßnahmen annimmt, die von den 

Mehrjahresrichtprogrammen nicht 

abgedeckt werden. 

 

 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 2 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) die Verbesserung des Marktzugangs 

und Entwicklung von Handels-, 

Investitions- und Geschäftsmöglichkeiten 

für europäische Unternehmen durch 

Wirtschaftspartnerschaften und 

Zusammenarbeit von Unternehmen und bei 

Rechts- und Verwaltungsvorschriften. Die 

Erreichung dieses Ziels wird beurteilt 

anhand des Anteils der Union am 

Außenhandelsvolumen der wichtigsten 

Partnerländer und der Handels- und 

Investitionsströme in Richtung der 

Partnerländer, auf die Aktionen, 

Programme und Maßnahmen nach dieser 

Verordnung zugeschnitten sind, 

(b) die Verbesserung des Marktzugangs 

und die Entwicklung von Handels-, 

Investitions- und Geschäftsmöglichkeiten 

für europäische Unternehmen, 

insbesondere kleinere und mittlere 

Unternehmen, durch 

Wirtschaftspartnerschaften, 

Unternehmenskooperation und 

Zusammenarbeit bei Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften. Die Erreichung 

dieses Ziels wird beurteilt anhand des 

Anteils der Union am 

Außenhandelsvolumen der wichtigsten 

Partnerländer und der Handels- und 

Investitionsströme in Richtung der 

Partnerländer, auf die Aktionen, 

Programme und Maßnahmen nach dieser 

Verordnung zugeschnitten sind. Besondere 

Aufmerksamkeit ist der Unterstützung 

von kleinen und mittleren Unternehmen 

innerhalb der Union und ihrer 

Internationalisierung angesichts ihrer 

Rolle für die Wirtschaft der Union zu 

widmen. 
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Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(4) Bei der Durchführung dieser 

Verordnung bemüht sich die Union bei der 

Formulierung politischer Ansätze, der 

strategischen Planung und 

Programmierung und der 

Durchführungsmaßnahmen um Kohärenz 

und Stimmigkeit mit anderen Bereichen 

ihres auswärtigen Handelns, insbesondere 

dem Finanzierungsinstrument für die 

Entwicklungszusammenarbeit, und mit 

sonstigen einschlägigen Maßnahmen der 

Union. 

(4) Bei der Durchführung dieser 

Verordnung und bei der Formulierung 

politischer Ansätze, der strategischen 

Planung und Programmierung und der 

Durchführungsmaßnahmen bemüht sich 

die Union um Kohärenz und Stimmigkeit 

mit anderen Bereichen ihres auswärtigen 

Handelns, insbesondere dem 

Finanzierungsinstrument für die 

Entwicklungszusammenarbeit, und mit 

sonstigen einschlägigen Maßnahmen und 

Programmen der Union. 

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(2) Wie in Artikel 13 Absatz 2 der 

„Erasmus für alle“-Verordnung festgelegt, 

wird zur Stärkung der internationalen 

Dimension der Hochschulbildung ein 

Richtbetrag in Höhe von 

1 812 100 000 EUR aus den verschiedenen 

Instrumenten des Bereichs 

Außenbeziehungen (Instrument für 

Entwicklungszusammenarbeit, 

Europäisches Nachbarschaftsinstrument, 

Instrument für Heranführungshilfe, 

Partnerschaftsinstrument und Europäischer 

Entwicklungsfonds) bereitgestellt, und 

zwar für Maßnahmen der in Drittstaaten 

gerichteten oder aus Drittstaaten 

hervorgehenden Lernmobilität sowie für 

die Zusammenarbeit und den Politikdialog 

mit 

(2) Wie in Artikel 13 Absatz 2 der 

„Erasmus für alle“-Verordnung festgelegt, 

wird zur Stärkung der internationalen 

Dimension der Hochschulbildung ein 

Richtbetrag in Höhe von 

1 812 100 000 EUR aus den verschiedenen 

Instrumenten des Bereichs 

Außenbeziehungen (Instrument für 

Entwicklungszusammenarbeit, 

Europäisches Nachbarschaftsinstrument, 

Instrument für Heranführungshilfe, 

Partnerschaftsinstrument und Europäischer 

Entwicklungsfonds) bereitgestellt, und 

zwar für Maßnahmen der in Drittstaaten 

gerichteten oder aus Drittstaaten 

hervorgehenden Lernmobilität, 

einschließlich im Bereich des 

Unternehmertums, sowie für die 
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Behörden/Einrichtungen/Organisationen 

aus diesen Ländern. Für die Verwendung 

dieser Mittel gelten die Bestimmungen der 

„Erasmus für alle“-Verordnung. 

Zusammenarbeit und den Politikdialog mit 

Behörden/Einrichtungen/Organisationen 

aus diesen Ländern. Für die Verwendung 

dieser Mittel gelten die Bestimmungen der 

„Erasmus für alle“-Verordnung.  

 

Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang – Buchstabe e a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ea) Unterstützung von Maßnahmen, die 

darauf gerichtet sind, die 

Herausforderungen im Zusammenhang 

mit der Energieversorgungssicherheit der 

Union zu bewältigen, die Agenda des 

„Energiefahrplans 2050“ voranzubringen 

und die Transparenz und 

Vorhersehbarkeit auf den 

Weltenergiemärkten sowie den 

Technologietransfer zu fördern; 

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang – Buchstabe e b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (eb) die Förderung von Partnerschaften, 

Initiativen und Aktionen, die dazu 

bestimmt sind, die Wettbewerbsfähigkeit 

der Industrie der Union zu fördern, und 

von Initiativen, die in der Lage sind, die 

Leistung der Union auf dem Gebiet der 

Forschung und der Innovation zu 

verstärken, sowie die Weiterverfolgung 

ihrer digitalen Agenda; 

 

Änderungsantrag 14 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang – Buchstabe e c (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ec) Förderung und Unterstützung von 

Initiativen und Maßnahmen, die dazu 

bestimmt sind, wirklich funktionierende 

Märkte zu schaffen, und Beseitigung von 

Bürokratie und Handelsschranken mit 

dem Ziel, dem Wettbewerbsvorteil der 

Union zusätzliche Dynamik zu verleihen; 

 

 

Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang – Buchstabe f 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(f) Förderung von Initiativen und 

Maßnahmen, die für die Union oder für 

beide Seiten von Interesse sind, in 

Bereichen wie Klimawandel, 

Umweltfragen einschließlich biologischer 

Vielfalt, Ressourceneffizienz, Rohstoffe, 

Energie, Verkehr, Wissenschaft, 

Forschung und Innovation, 
Beschäftigung und Sozialpolitik, 

nachhaltige Entwicklung einschließlich der 

Förderung menschenwürdiger Arbeit und 

der sozialen Verantwortung von 

Unternehmen, Süd-Süd-Handel und -

Zusammenarbeit, Bildung, Kultur, 

Tourismus, Informations- und 

Kommunikationstechnologien, 
Gesundheit, Justiz, Zoll, Steuern, Finanzen, 

Statistik und jedem anderen Bereich, der 

im spezifischen Interesse der Union oder 

im Interesse sowohl der Union als auch der 

Drittstaaten liegt, 

(f) Förderung von Initiativen, Maßnahmen 

und Vorhaben die für die Union oder für 

beide Seiten von Interesse sind, in 

Bereichen wie Klimawandel, 

Umweltfragen einschließlich biologischer 

Vielfalt, Ressourceneffizienz, Rohstoffe, 

Verkehr, Beschäftigung und Sozialpolitik, 

nachhaltige Entwicklung einschließlich der 

Förderung menschenwürdiger Arbeit und 

der sozialen Verantwortung von 

Unternehmen, Süd-Süd-Handel und 

-Zusammenarbeit, Bildung, Kultur, 

Tourismus, Gesundheit, Justiz, Zoll, 

Steuern, Finanzen, Statistik und jedem 

anderen Bereich, der im spezifischen 

Interesse der Union oder im Interesse 

sowohl der Union als auch der Drittstaaten 

liegt, 
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Weber 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 

anwesende Stellvertreter(innen) 

António Fernando Correia de Campos, Jolanta Emilia Hibner, Seán 

Kelly, Werner Langen, Mario Pirillo, Peter Skinner, Lambert van 

Nistelrooij 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 

anwesende Stellv. (Art. 187 Abs. 2) 

Jorgo Chatzimarkakis 

 

 


